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E-Government auf kommunaler Ebene 
ist – wie in Länder- und Bundesbehörden 
auch – als Transformationsprozess angelegt 
und stützt sich auf von der Politik verab-
schiedete langfristige „Masterpläne” (siehe 
M. Kiper : „Elektronische Dokumente und 
Akten für Rathäuser und Ministerien …” in 
CuA 11/08). Dies rechtfertigt und erfordert 
Rahmenvereinbarungen zum Schutz der 
Beschäftigten. Solche Vereinbarungen mit 
den Gewerkschaften gibt es auch bereits – 
zu E-Government z.B. für die Bundesverwal-
tung1 und in Stadtstaaten wie Hamburg2 
oder zur Verwaltungsmodernisierung z.B. 
in Brandenburg3 und Bremen4. 

Den Modernisierungsprozess des Öffent-
lichen Dienstes dynamisch zu strukturieren, 
kann aber in gleicher Weise auch mit ent-
sprechenden Dienstvereinbarungen gelin-
gen. Auch dafür gibt es Beispiele – auf der 
Länderebene etwa in Mecklenburg-Vor-
pommern und auf kommunaler Ebene in 
Neu-Ulm oder Reutlingen.

Die Umgestaltung des Öffentlichen 
Dienstes mithilfe von E-Government-Tech- 

Digitale Vorgangsbearbeitung 
im ÖD – klar geregelt  ?
Manuel Kiper // BTQ Niedersachsen

Hier lesen Sie :

ó	 wie sich bisher die Regelung von E-Government-Einführungen entwickelt hat und auf welchen Grundlagen aufgebaut 
werden kann

ó	 welche Vor- und Nachteile die historisch gewachsenen, unterschiedlichen Regelungs„landschaften” im Bereich  
IKT und E-Government aufweisen

ó	 welche konkreten Regelungen zur Transformation des Öffentlichen Dienstes in Richtung E-Government angestrebt  
werden sollten

E-Government, also der Einzug elektronischer Akten, computergestützter Dokumenten-Management-Systeme 
und programmierter „Workflows” schreitet auf allen Ebenen des Öffentlichen Dienstes (ÖD) voran. Damit sind 
die Personalvertretungen gefordert, Einführung und Durchsetzung der auf diesen Technologien beruhenden 
digitalen Vorgangsbearbeitung unter dem Stichwort E-Government mitzugestalten …

nologien läuft bereits seit mehr als zwan-
zig Jahren. 

Entsprechend wildwüchsig sind Rege-
lungsdichte und Regelungs”landschaften” 
in Kommunen und Ländern. Seit den 80er 
Jahren wurden Dienstvereinbarungen zur 
„automatisierten Datenverarbeitung” abge-
schlossen. 

Der Einzug der Einzelplatz-Computer 
(Personal-Computer) im Büro ist dann in 
den 90er Jahren durch eine ganze Welle 
von Vereinbarungen zur Bildschirmarbeit 
und allgemein zur Elektronischen Daten-
verarbeitung beantwortet worden. Und die 
Erweiterung der Datenverarbeitung hin zur 
Informations- und Kommunikationstechnik 
(IKT) wurde ebenso wie die dann folgende 
flächendeckende Einführung der E-Mail- 
und Internetnutzung in den letzten Jahren 
durch Vereinbarungen zu digitalen Kom-
munikationsanlagen begleitet. 

Weitere Problembereiche (wie Daten-
schutz oder Fernwartung), einzelne Soft-
waresysteme (wie vor allem SAP), sowie spe-
zielle Kommunikationstechniken (wie VoIP/

Internet-Telefonie) wurden jeweils einzeln 
geregelt. 

Vorrangige Schutzziele und Regelungs-
inhalte waren naheliegenderweise immer 
wieder : der Persönlichkeitsschutz und die 
Beteiligung der Beschäftigten, die ergo-
nomische Gestaltung der einzelnen IKT-
Anwendungen sowie Weiterbildung und 
Besitzstandswahrung. 

Komplexe Regelungs-  
landschaften …
Im Ergebnis dieser Prozesse haben sich in 
den einzelnen Dienststellen sehr unter-
schiedliche, zum Teil sogar widersprüch-
liche und vielfach auch undurchsichtige 
Regelungslandschaften entwickelt. 

Das Land Berlin z.B. hat zur Zeit sage und 
schreibe 30  ( !) gültige, mit dem Hauptper-
sonalrat abgeschlossene Rahmendienstver-
einbarungen und Dienstvereinbarungen5 
und zusätzlich gibt es auch noch eine Fülle 
von Vereinbarungen für einzelne Bezirks
ämter. 
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E-Government-Rahmenvereinbarung am Beispiel Reutlingen

Die Stadt Reutlingen hat Ende Oktober 2008 eine gesonderte, aus-
führliche Rahmendienstvereinbarung E-Government1 verabschiedet. 
Obwohl Reutlingen bereits diverse Dienstvereinbarungen zu Einzelas-
pekten des E-Government besaß2, waren sich Stadtverwaltung und Per-
sonalvertretung angesichts der weitreichenden Folgen einer Einfüh-
rung von elektronischen Akten und der Umstellung auf E-Government 
darin einig, hierfür noch einmal eine grundlegende Rahmenvereinba-
rung abzuschließen. 

In der Präambel heißt es hierzu : 

„Die Verwaltungsmodernisierung mit dem Ziel, höhere Effizienz 
und Servicefreundlichkeit durch Vereinfachung und Beschleuni-
gung aller Verfahren der Stadtverwaltung in Reutlingen durchzu-
setzen, läuft seit Jahren. Sie wird von Stadtverwaltung und Perso-
nalrat aktiv vorangetrieben und getragen. Stadtverwaltung und 
Personalvertretung stellen sich mit dem Masterplan E-Government 
der Herausforderung, die möglichst medienbruchfreie und beson-
ders bürger- und wirtschaftsfreundliche Abwicklung aller Informa-
tions-, Kommunikations- und Verwaltungsvorgänge über elektro-
nische Netze zu ermöglichen. Voraussetzung für die Einführung 
einzelner E-Government-Verfahren ist aber nicht nur deren tech-
nische Verfügbarkeit und sichere und wirtschaftliche Handhabbar-
keit, sondern auch die Akzeptanz und Kompetenz der Beschäftigten 
in den Dienststellen, um das bereitgestellte Instrumentarium effizient 
und benutzerfreundlich zu nutzen. Stadtverwaltung und Personal-
vertretung sehen dabei die Notwendigkeit und Chance, die Motiva-
tion der Beschäftigten durch Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
zu erhöhen, indem die Beschäftigten in den Modernisierungspro-
zess einbezogen, erweiterte Gestaltungs- und Entscheidungsspiel-
räume geschaffen, Verantwortung und Entscheidungsbefugnisse 
delegiert, Hierarchien unter gleichzeitiger Erhöhung der Eigenver-
antwortlichkeit abgebaut und kooperativer Führungsstil, Projektar-
beit, flexiblere Arbeitszeiten, innovative Arbeitsformen und Optimie-
rung der Arbeitsabläufe umgesetzt werden. Stadtverwaltung und 
Personalvertretung sehen die Verpflichtung und haben den Willen, 
die Einführung und Anwendung von E-Government sozialverträglich 
für die Beschäftigten zu gestalten. Ein zentraler Stellenwert wird hier-
bei Maßnahmen zum Erhalt der Arbeitsfähigkeit des Personals durch 
Gesundheitsförderung, ergonomische Arbeitsplatzgestaltung, Qua-
lifizierung und Förderung der Aufgabenmobilität eingeräumt. Perso-
nalmaßnahmen, Personalplanung, Personalförderung und Personal-
entwicklung sollen unter Wahrung bisheriger Ansprüche und unter 
Beachtung von Rationalisierungsschutzmaßnahmen vollzogen wer-
den. Beide Parteien sehen die besondere Verpflichtung, angesichts 
der Fülle personenbezogener Beschäftigtendaten bei E-Government 
die Persönlichkeitsrechte der Beschäftigten zu wahren und nachvoll-
ziehbaren Mitarbeiterdatenschutz zu garantieren.“

Insbesondere sollten mit dieser Rahmenvereinbarung …

ó	 die Fortbildung aller Beschäftigten gesichert werden, um wirt-
schaftliche Nachteile und eine Abqualifizierung der Tätigkeit der 
Beschäftigten zu vermeiden ;
ó	 die Beschäftigten vor gesundheitlichen Beeinträchtigungen und 
sozialer Isolierung geschützt werden ;
ó	 nicht zulässige automatisierte Verhaltens- und Leistungskontrol-
len ausgeschlossen werden ;
ó	 der Schutz beschäftigtenbezogener Daten gewährleistet werden ;
ó	 eine menschengerechte Gestaltung der Arbeitsplätze der in 
E-Government eingebundenen Beschäftigten gesichert und

ó	 die Mitbestimmung des Personalrats sowie die Beteiligung der 
Beschäftigten präzisiert werden.

In § 7 der Dienstvereinbarung heißt es zu Personal
entwicklung und Beschäftigungssicherung : 

„Regelungen zu Personalentwicklung, Rationalisierungsschutz und 
Beschäftigungssicherung sind z.T. tarifvertraglich verankert. Die Stadt 
Reutlingen hat darüber hinaus die Personalentwicklung als Zukunfts-
aufgabe konkretisiert, um die Attraktivität der Stadtverwaltung als 
Arbeitgeber zu sichern und weiterzuentwickeln, die Beschäftigten 
für die neuen Herausforderungen zu qualifizieren und ihre Beschäf-
tigung zu sichern. Veränderungen, die durch die Einführung von 
E-Government entstehen bzw. geplant werden, werden mit dem Per-
sonalrat rechtzeitig vor Umsetzung der Maßnahme geregelt. Dabei 
sind – wie in Punkt 5 und 6 der Dienstvereinbarung Verwaltungsre-
form und in § 9 der DV-BK vereinbart – Nachteile durch E-Govern-
ment-Maßnahmen, vor allem betriebsbedingte Kündigungen und 
Herabgruppierungen, auszuschließen. Qualifikationsverluste sind 
durch Maßnahmen der Personalentwicklungsplanung, Qualifizierung 
sowie Förderung der Aufgabenmobilität und durch Nachteilsaus-
gleich zu kompensieren. Kündigungen oder Änderungskündigungen 
mit dem Ziel der tariflichen Herabstufung finden bei Umsetzung 
von E-Government-Projekten nicht statt. Bei notwendigen Verset-
zungen oder Umsetzungen werden gleichwertige Arbeitsplätze bzw. 
Dienstposten angeboten, sofern im bisherigen Tätigkeitsbereich, 
auch durch entsprechende Aufgabenzuweisungen, eine gleichwer-
tige Tätigkeit nicht weiter möglich ist. Die Beschäftigten sind zur Mit-
wirkung bei der Erhaltung ihrer Beschäftigungsmöglichkeit und zur 
Annahme eines zumutbaren – gegebenenfalls auch nur vorüberge-
hend zu besetzenden – anderen Arbeitsplatzes verpflichtet.“

In § 9 der Vereinbarung wird die „Ergonomische Gestaltung 
der Arbeit und der Arbeitsplätze“ im Zuge von E-Government 
konkretisiert : 

„Die Aktualisierung der Dienstvereinbarung Bildschirmarbeit von 
1989 ist vorgesehen. Damit soll sichergestellt werden, dass die neuen 
gesetzlichen (Bildschirmarbeitsverordnung) und berufsgenossen-
schaftlichen Bestimmungen zur Bildschirmarbeit (vgl. GUV-I 650 ; 
Sichere und gesundheitsgerechte Gestaltung von Bildschirmarbeits-
plätzen ; ferner GUV-I 8566 und GUV-I 8502) beim E-Government ein-
gehalten werden. Die Pflicht, die menschengerechte Gestaltung der 
Arbeit zu gewährleisten, ist bereits in der Verfügung der Stadt Reut-
lingen zur Organisation des Arbeits- und Gesundheitsschutzes in der 
Stadtverwaltung einschließlich Eigenbetrieben für alle Führungs-
ebenen und Beschäftigten festgeschrieben und konkretisiert wor-
den. Die Gefährdungsbeurteilungen nach § 5 Arbeitsschutzgesetz 
(ArbSchG) und § 3 Bildschirmarbeitsverordnung (BildscharbV) sol-
len unter Berücksichtigung des Gefährdungs- und Belastungskata-
logs Verwaltung, Büroräume, Bldschirmarbeit des GUV (vgl. GUV-I 
8713) sowie besonders auch der psychischen Belastungen (vgl. GUV-I 
8766) bei der Arbeit laufend fortgeschrieben und notwendige Ver-
besserungsmaßnahmen abgeleitet und umgesetzt werden. Work-
flow-Systeme sind, soweit möglich, so zu organisieren, dass die 
Beschäftigten die Reihenfolge des Dokumenten- oder Aufgaben-
flusses möglichst flexibel gestalten können. Bei elektronischer Aufga-
benzuweisung bedarf eine zeitliche Bindung zur Aufgabenerfüllung 
der beiderseitigen Bestätigung bzw. Ablehnung. Die schutzwürdigen 
Belange besonderer Beschäftigtengruppen (z. B. Schwerbehinderte) 
werden bei der Arbeitsplatzgestaltung und beim E-Government-
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Diese Vereinbarungen beziehen sich auf 
sehr unterschiedliche Regelungsbereiche. 
Dabei sind für den Gesamtbereich EDV/IKT/
Verwaltungsmodernisierung unter ande-
rem Vereinbarungen abgeschlossen wor-
den über die Personaldatenverarbeitung, 
den Einsatz Elektronischer Post, den Ein-
satz und den Betrieb digitaler Telefonanla-
gen, die Errichtung und den Betrieb eines 
städtischen Datennetzes, die Einführung 
eines Fachübergreifenden Informationssy-
stems für Stadtplanung/Stadtentwicklung/
Umweltschutz, den Einsatz von Projekt-
Management-Software in der Berliner Ver-
waltung, den Betrieb der Integrierten Perso-
nalverwaltung und … und … und …

Wie komplex eine solche Regelungs-
landschaft sich insgesamt durch Kreistags-
beschlüsse, Dienstvereinbarungen, Dienst-
anweisungen und Richtlinien bereits in 
einer kleineren Verwaltung vor Ort gestal-
tet, ist z.B. für den Kreis Ostholstein sehr 
schön dokumentiert.6 

Es geht aber auch  
einfacher …
Die hier kurz beschriebenen, komplexen 
und oft undurchschaubaren Regelungs-
landschaften sind offensichtlich nicht per-
spektivisch und gezielt entwickelt worden, 
sondern vielmehr historisch und technik
orientiert im Tagesgeschäft der Personalver-
tretungen gewachsen. Dass es auch anders 
geht, hat eindrucksvoll die Hansestadt Bre-
men unter Beweis gestellt : Hier konnten 
bereits 1986 drei bis heute grundlegende 
Vereinbarungen durchgesetzt werden ! 

Nach Einschätzung des heutigen Bre-
mischen Gesamtpersonalratsvorsitzen-
den haben sich diese „86er Dienstverein-
barungen in der Praxis bewährt und sind 
heute so aktuell wie vor 20 Jahren. Sie wer-
den auch in Zukunft für die Bewältigung 
der anstehenden Veränderungsprozesse 
eine wichtige Grundlage darstellen !“7 Und 
so baut sich die Bremische Vereinbarungs-
struktur auf :

1. Dienstvereinbarung über die Sicherung  
der Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen 
bei einem Personalausgleich

Diese Vereinbarung8 regelt den Schutz 
vor betriebsbedingten Kündigungen und 

die Sicherung von Rechts- und Besitzstän-
den bei allen Organisationsänderungen. 
Werden Umsetzungen oder Versetzungen 
erforderlich, soll ein qualifizierter Einsatz 
auf einem gleichwertigen Arbeitsplatz – 
vorrangig in der bisherigen Dienststelle – 
erfolgen. 

Die erforderlichen Fortbildungen und 
andere Fördermaßnahmen unterstützen 
dabei den Wechsel. Der Personalausgleich, 
also Umsetzung oder Versetzung, darf keine 
soziale Härte darstellen und das Prinzip der 
Freiwilligkeit hat Vorrang. Es gibt Schutzre-
gelungen für ältere und schwerbehinderte 
Beschäftigte. Bei umfangreicheren Verän-
derungen sind Umstellungspläne zu erstel-
len. Beschäftigte und Personalräte sind früh-
zeitig zu informieren und zu beteiligen. 

Die Umsetzung dieser Regelung wird 
durch eine „Personalausgleichsstelle” beim 
Senator für Finanzen unterstützt, die eine 

„Stellenbörse” betreibt und betroffenen 
Dienststellen sowie Beschäftigten bei not-
wendigen Prozessen „zur Seite steht”.

2. Dienstvereinbarung zur Einführung auto-
matischer Datenverarbeitungsanlagen

Heute würde man sagen, dass diese Verein-
barung9 die Einführung neuer Informations- 
und Kommunikationstechniken regelt und 
Anforderungen formuliert an Gesundheits-
schutz, Arbeitsgestaltung, Organisations-/
Personalentwicklung, Datenschutz, Mitar-
beiterbeteiligung sowie die Rechte der Per-
sonalvertretungen. 

Ziele sind eine rationelle und wirtschaft-
liche Aufgabenerledigung, schnellere und 
bürgernähere Dienstleistungen und ver-
besserte Arbeitsbedingungen der Beschäf-
tigten. Die Einführung neuer Technologien 
hat nach dem neuesten Stand der Technik 
unter Beachtung von gesicherten ergono-
mischen, arbeitsmedizinischen, arbeitsphy-
siologischen und arbeitspsychologischen 
Erkenntnissen zu erfolgen. Hinzu kommen 
konkrete Vorgaben zum Gesundheitsschutz 
(z.B. betriebs- und augenärztliche Untersu-
chung oder Bildschirmpausen). Individuelle 
Leistungs- und Verhaltenskontrollen dür-
fen mit Hilfe der neuen Technologien nicht 
durchgeführt werden. 

Ergänzend wurden allerdings noch 
gesonderte Regelungen – z.B. zu Perso-
naldatenverarbeitung, Telekommunikation, 

Auftritt berücksichtigt. So sollen z.B. 
die Internet-Auftritte und -Angebote 
der Dienststelle entsprechend § 10 Lan-
desbehindertengleichstellungsgesetz 
Baden-Württemberg und gemäß den 
Anforderungen der Barrierefreie Infor-
mationstechnik-Verordnung (BITV) 
möglichst barrierearm gestaltet wer-
den, damit sie z.B. von sehbehinderten 
Menschen und damit auch sehbehin-
derten Beschäftigten möglichst unein-
geschränkt genutzt werden können. 
Hierbei werden die Empfehlungen des 
Leitfadens „Barrierefreies E-Govern-
ment“ des Bundesamtes für Sicherheit 
in der Informationstechnik (BSI) berück-
sichtigt.“ 

Ergänzt werden diese Regelungen 
noch im § 10 durch gesonderte 
Bestimmungen zum Gesundheits-
schutz : 

„Gegen mögliche physische und psy-
chische Gefährdungen werden im Einzel-
fall geeignete Entlastungsmaßnahmen 
vereinbart. Grundsätzlich werden Mischar-
beitsplätze erhalten bzw. eingerichtet. Bei 
ausschließlicher Bildschirmarbeit im Rah-
men von E-Government werden bezahlte 
Arbeitsunterbrechungen von zehn Minu-
ten je Arbeitsstunde eingeplant. Pausen 
können zweistündlich zusammengezo-
gen werden. Den Beschäftigten werden 
die nach G 37 der Unfallkassen vorgese-
henen allgemeinen arbeitsmedizinischen 
Untersuchungen, regelmäßige augenärzt-
liche Untersuchungen und die nach G 37 
verordneten Sehhilfen angeboten. Psy-
chischen und physischen Belastungen 
durch elektronische Vorgangsbearbei-
tung wird möglichst durch Einrichtung 
von offenen Gesprächsräumen, Informa-
tion über Entspannungsübungen, Ange-
bot körperlicher Ausgleichsübungen (z. B. 
Ausbau von Betriebssportangeboten) und 
konzeptioneller Gesundheitsförderung 
entgegengewirkt.“

Fußnoten

1	 Dienstvereinbarung zur Entwicklung von 
E-Government, Stadtverwaltung Reutlingen 
(DV E-GOV) vom 24.10.2008

2	 Dienstvereinbarungen zu Datenschutz, Büro-
kommunikation, Arbeitsbedingungen an Bild-
schirmarbeitsplätzen, Personalentwicklung, 
E-Mail und Internet, Fortsetzung der Verwal-
tungsreform u.a.
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E-Mail- und Internetnutzung  sowie ˘ alter-
nierende Telearbeit vereinbart. Aufgrund 
der zeitlosen Anforderungsnormen und der 
Regelungsbreite sind mit dieser Dienstver-
einbarung dauerhafte Standards auch für 
moderne Verfahren (so jetzt auch für den 
Bereich E-Government) gesetzt. 

3. Dienstvereinbarung über berufliche  
Weiterbildung

Diese Vereinbarung10 verfolgt das Ziel, die 
beruflichen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten der Beschäftigten zu erhalten 
und zu erweitern. Berufliche Weiterbildung 
soll zur Erhöhung der Mobilität, zum beruf-
lichem Aufstieg und zur persönlichen Ent-
faltung der Beschäftigten beitragen sowie 
insbesondere benachteiligte Beschäfti-
gungsgruppen fördern. 

Die Vereinbarung beschreibt dabei Rah-
menbedingungen, die den Anspruch der 
Beschäftigten auf berufliche Weiterbil-
dung sichern. Die Vorgesetzten sollen zur 
Teilnahme an den Schulungsmaßnahmen 
motivieren und Freiräume gewährlei-
sten. Die „Weiterbildungskommission” des 
zuständigen Senators und des Gesamtper-
sonalrats berät jährlich über grundsätzliche 
Fragen des Weiterbildungsbedarfs. 

Die Erfahrungen sind gut : Auf der Grund-
lage dieser Vereinbarung wurden flächen-
deckend alle Beschäftigten des bremischen 
Öffentlichen Dienstes in der Nutzung neuer 
Technologien geschult – von einem Grund-
kurs bis hin zu aufgabenbezogenen Fachan-
wendungen. Reinigungspersonal wurde 
weiterqualifiziert zur Wahrnehmung von 
Bürotätigkeiten. Viele Beschäftigte haben 
berufsqualifizierende Abschlüsse erhalten 
und Aufstiege absolviert. Auch die Qualifi-
zierungen für ganz neue Aufgabenfelder – 
wie z.B. einen Bürgerservice, der die Wahr-
nehmung einer Vielzahl bürgerbezogener 
Aufgaben „aus einer Hand“ vorsieht – wur-
den auf der Grundlage dieser Dienstverein-
barung realisiert.

Gesonderte E-Government- 
Dienstvereinbarungen  ? 

Vorreiter-Kommunen in Sachen E-Govern-
ment (wie z.B. Erlangen11 oder Bremen), 
haben den Weg der systematischen Ver-
waltungsmodernisierung ohne gesonderte 
E-Government-Vereinbarungen beschrit-

ten – allerdings auf der Grundlage von Ver-
einbarungen zur Informationstechnik, zur 
Verwaltungsmodernisierung12 und Vernet-
zung. 

Andere Kommunen (wie z.B. Neu-Ulm) 
vereinbarten gleich zu Beginn Grundsätze 
für das E-Government in einer Dienstver-
einbarung.13 Manche Verwaltungen (wie 
z.B. die Landesverwaltung Mecklenburg-
Vorpommern14 oder die Stadt Reutlingen), 
die bereits ausgefeilte Vereinbarungen zur 
IKT, zum Datenschutz und zur Vernetzung 
getroffen hatten, sichern dennoch den 
Transformationsprozess zum E-Govern-
ment abermals durch umfassende aktuelle 
Rahmenvereinbarungen ab (siehe Doku-
mentation ab Seite 23). 

Die unterschiedlichen Herangehens-
weisen basieren dabei nicht nur auf unter-
schiedlichen Personalvertretungsgesetzen 
der Länder, sondern sind natürlich auch 
den jeweiligen Erfahrungen, Kulturen und 
Prioritäten in den einzelnen Dienststellen 
geschuldet. 

Innovations- und  
Korrekturinstanz
E-Government bringt einen neuen Schub 
von Verwaltungsmodernisierung. Der Auf-
bau von „Online-Behördendiensten” und 
die Durchsetzung elektronischer Vorgangs-
bearbeitung verändert die Arbeitsweisen 
der Öffentlichen Verwaltungen nachhal-
tig. Als Reformakteure und Interessenver-
treter15 haben die Personalräte zwei Aufga-
ben zu erfüllen : 

Sie müssen eine Schutzfunktion für die 
Beschäftigten ebenso ausüben wie eine 
Gestaltungsfunktion, um den Öffentlichen 
Dienst auch perspektivisch attraktiv und 
konkurrenzfähig zu halten. Immer wieder 
gilt es, Modernisierung zu unterstützen, 
aber materiellen Bestandsschutz, Persön-
lichkeitsrechte und Datenschutz, Ergono-
mie und Wohlbefinden bei der Arbeit, Moti-
vation und Weiterbildung abzusichern. 
Hierbei sind die Belange besonderer 
Beschäftigtengruppen (wie z.B. der Schwer-
behinderten) zu berücksichtigen. Auch die 
Gleichstellung der Geschlechter, alternde 
Belegschaften, die Vereinbarung von Beruf 
und Familie sind Themen der Interessenver-
tretung … 
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Lexikon

alternierende Telearbeit ˘ geregelter Wechsel 
zwischen Telearbeit (Heimarbeit, mobile Arbeit) und 
Arbeit am betrieblichen Arbeitsplatz

Fußnoten

1	 Rahmenvereinbarung zur Modernisierung der Bun-
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